Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 23.—— 


Inhalt: Geſetz, betreffend den Betrieb des Hufbeſchlaggewerbes, S. 305. — Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes 
vom 13. März 1878, betreffend die Unterbringung verwahrloſter Kinder, S. 306. — Geſetz, betreffend 
die Beſtimmung des Mohnfiges im Sinne der Rheiniſchen Gemeindeverfaſſungsgeſetze, S. 307. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publi⸗ 
zirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden at., S. 30s. 


(Nr. 9008.) Geſetz, betreffend den Betrieb des Hufbeſchlaggewerbes. Vom 18. Juni 1884. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


$. 1. 
Der Betrieb des Hufbeſchlaggewerbes iſt von der Beibringung eines 
Prüfungszeugniſſes abhängig. 
8.2. 


Zur Ertheilung des Prüfungszeugniſſes ſind befugt: 

1) Innungen, welche ſich auf Grund des Innungsgeſetzes vom 18. Juli 
1881 für das Schmiedehandwerk gebildet oder reorganiſirt und von 
der höheren Verwaltungsbehörde die Berechtigung zur Ertheilung von 
Prüfungszeugniſſen erhalten haben; 

2) die vom Staate beſtellten oder beſtätigten Prüfungskommiſſionen 

3) die vom Staate eingerichteten oder anerkannten Hufbeſchlagslehranſtalten 
und Militärſchmieden, welchen die Befugniß beigelegt wird. 

Den Innungs-Prüfungskommiſſionen hat ein approbirter Thierarzt an 

zugehören. 8. 5 


Die Beſtimmungen über den Inhalt der Prüfungszeugniſſe und die Vor⸗ 
ausſetzungen ihrer Ertheilung werden im Wege des Reglements erlaſſen. 
Gef. Samml. 1884. (Nr. 90089009.) 49 


Ausgegeben zu Berlin den 22. Juli 1884. 
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$. 4. 

Perſonen, welche das Hufbeſchlaggewerbe bis zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes ſelbſtſtändig oder als Stellvertreter ($$. 45, 46 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung) betrieben haben, bleiben auch ferner dazu berechtigt. Auch ſteht der 
Regierung das Recht zu, in einzelnen Fällen von Beibringung des Prüfungs⸗ 
zeugniſſes ($. 1) zu dispenſixen. 

§. 5. 

Die Miniſter für Handel und Gewerbe und für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1885 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 18. Juni 1884. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 9009.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes vom 13. März 1878 (GeſetzSamml. S. 132), 
betreffend die Unterbringung verwahrloſter Kinder. Vom 23. Juni 1884. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ir. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 
Einziger Artikel. 
Der $. 10 des Geſetzes wird durch nachſtehende Beſtimmungen erſetzt: 


$. 10. 
Das Recht der Zwangserziehung hört, abgeſehen von der Auf⸗ 
hebung des Unterbringungsbeſchluſſes im Falle des $. 5, auf: 
1) mit dem vollendeten achtzehnten Lebensjahre des Zöglings, 
2) mit dem Beſchluſſe der Entlaſſung aus der Zwangserziehung. 
Die Entlaſſung aus der Zwangserziehung iſt von dem verpflichteten 
Kommunalverbande zu beſchließen, ſobald die Erreichung des Zweckes 
der Zwangserziehung anderweit ſichergeſtellt oder dieſer Zweck erreicht iſt. 
ft dies zweifelhaft, fo kann von dem Verbande eine widerrufliche Ent⸗ 
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laſſung verfügt werden, welche das Recht zur Zwangserziehung nicht 
berührt. 

Wied von den Eltern beziehungsweiſe Großeltern, dem Vormund 
oder Pfleger die Entlaſſung aus der Zwangserziehung beantragt, weil 
der Zweck dieſer Erziehung anderweit ſichergeſtellt fei, jo entſcheidet über 
den Antrag beim Widerſpruch des Kommunalverbandes auf Anrufen 
des Antragſtellers das Vormundſchaftsgericht. Gegen den abweiſenden 
Beſchluß des Gerichts ſteht dem Antragſteller, gegen den auf Entlaſſung 
lautenden dem Verbande das Recht der Beſchwerde zu. Die Beſchwerde 
muß innerhalb einer Woche bei dem Vormundſchaftsgericht eingereicht 
werden und hat aufſchiebende Wirkung. 

Ein abgewieſener Antrag darf nicht vor Ablauf von ſechs Monaten 
erneuert werden. 

In außergewöhnlichen Fällen kann das Recht der Zwangserziehung 
auf den Antrag des verpflichteten Kommunalverbandes durch Beſchluß 
des Vormundſchaftsgerichts bis längſtens zur Großjährigkeit ausgedehnt 
werden, wenn eine ſolche Ausdehnung zur Erreichung des Zweckes der 
Zwangserziehung erforderlich erſcheint. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 23. Juni 1884. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


(Jr. 9010.) Geſetz, betreffend die Beſtimmung des Wohnſitzes im Sinne der Rheiniſchen 
Gemeindeverfaſſungsgeſetze. Vom 30. Juni 1884. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Artikel. 
Als Wohnſitz im Sinne der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 
15. Mai 1856 (Geſetz-Samml. S. 406), der Gemeindeordnung für die Rhein⸗ 
provinz vom 23. Juli 1845 (Geſetz-Samml. S. 523) und des Geſetzes, betreffend 
(Nr. 9009-9010 
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die Gemeindeverfaſſung in der Rheinprovinz, vom 15. Mai 1856 (Geſetz-Samml. 
S. 435) iſt derjenige Ort anzuſehen, in welchem Jemand eine Wohnung unter 
Umſtänden inne hat, welche auf die Abſicht der dauernden Beibehaltung einer 
ſolchen ſchließen laſſen. a 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 30. Juni 1884. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 


v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 
Bronſart v. Schellendorff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Gefef-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: N 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. April 1884, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der ſeitens der Stadt Quedlinburg auf Grund des Aller: 
höchſten Privilegiums vom 27. Dezember 1869 ausgegebenen Anleihe— 
ſcheine von vier und einhalb auf vier Prozent, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 24 S. 223, ausgegeben den 
14. Juni 1884; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Mai 1884, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an den Kreis 
Striegau bezüglich der von der Waldenburg⸗Striegau-Maltſcher Provinzial⸗ 
Chauſſee über Järiſchau und Rauske bis zu dem Laajan-Bertholdsdorfer 
Kommunikationswege in der Richtung auf Oſſig führenden, chauſſeemäßig 
auszubauenden Straße, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Breslau Nr. 25 S. 203, ausgegeben den 20. Juni 1884 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Mai 1884, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an den Kreis Stras- 
burg für die von demſelben neu erbauten Chauſſeen von Gollub nach 
Vrotzk und von Lautenburg nach der Landesgrenze bei Neu⸗Zielun, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 25 S. 159, 
ausgegeben den 19. Juni 1884. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


